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Die große Fluorid-Verschwörung
Fast jede Zahncreme enthält Fluorid – ein Stoff, der auch in der Natur vorkommt 

und vor Karies schützt. Doch gerade im alternativen Milieu kursieren Theorien darüber, 
wie schädlich die Substanz ist. Was ist dran? 

Seite 8

GE
TT

Y IM
AG

ES
/SK

AM
AN

30
6 

D ie Bundeswehr kommt
dem Einsatz von Laser-
waffen als neuem Waffen-
typ ohne klassische Muni-
tion näher. Erstmals hat

ein deutsches Kriegsschiff in Testversu-
chen mit einer Hochenergielaserwaffe
mehrere Drohnen im Nah- und Nächst-
bereich bekämpft. Die Versuche an Bord
der Fregatte „Sachsen“ an der Ostsee-
küste vor dem Truppenübungsplatz
Putlos fanden bereits im August statt,
wurden aber jetzt erst veröffentlicht.

VON GERHARD HEGMANN

Zu Details wie etwa der Anzahl und
Größe der dabei bekämpften Drohnen
macht der Rüstungskonzern MBDA
Deutschland keine Angaben. „Die ers-
ten Tests sind erfolgreich verlaufen“,
erklärt pauschal MBDA-Deutschland-
Chef Thomas Gottschild im Gespräch
mit WELT. Noch dauert es bis zum re-
gulären Einsatz bei der Truppe. Bei der
jetzt in einem Container integrierten
Laserwaffe handelt es sich um einen so-
genannten Demonstrator, eine Art Pro-
totyp. Bei dem Projekt arbeiteten
MBDA Deutschland sowie der Rüs-
tungskonzern Rheinmetall seit Mitte
2020 in einer Arbeitsgemeinschaft zu-
sammen, investierten Millionenbeträge
und hoffen jetzt auf einen Zuschlag vom
Bund. Das neue Waffensystem eigne
sich besonders zur Abwehr von Droh-
nen, Drohnenschwärmen oder angrei-
fenden Schnellbooten im Nah- und
Nächstbereich, sagt Gottschild. Durch
bis in das nächste Jahr laufende Tests
soll das künftige Aufgabenspektrum
samt Reichweiten eingegrenzt werden.
„Die Technologiebasis ist reif, und wir
könnten in die Produktentwicklung ein-
steigen“, sagt Gottschild. 

Die Gefahr durch Drohnen zeigt sich
im Krieg in der Ukraine. Ob der deut-
sche Hochenergielaser bereits in der
Lage wäre, die höchstwahrscheinlich
aus dem Iran stammenden Kamikaze-
drohnen Shahed-136 abzuschießen, 
die derzeit Ziele in der Ukraine angrei-
fen, ließ der MBDA-Deutschland-Chef
offen.

Wie Gottschild sagt, könnte, aufbau-
end auf den Entwicklungen des De-
monstrators, die Leistungsfähigkeit der
Laserwaffe noch erheblich gesteigert
werden. Dann könnten sogar Lenkflug-
körper oder Mörsergranaten im Anflug
zerstört werden. Laserwaffen ließen

sich nicht nur auf Marineschiffen, son-
dern in Zukunft auch auf Fahrzeugen an
Land oder bei einer Miniaturisierung
selbst in Flugzeugen einbauen.

Der jetzt eingesetzte Laserdemons-
trator hat eine Leistung von 20 Kilo-
watt. Das ist deutlich weniger als in der

Entwicklung befindliche US-Laserkano-
nen, die von der US-Marine bereits vor
Jahren im Praxistest gezeigt wurden.
Auch China und Russland arbeiten an
Laserwaffen. Der MBDA-Deutschland-
Chef sieht dennoch keinen gravierenden
Rückstand. „Wir sehen uns technolo-
gisch mit führend und in Europa an der
Spitze“, so Gottschild. Auch bei einge-
setzten Laserwaffen anderer Staaten
handele es sich um Demonstratoren und
nicht um voll entwickelte Produkte.

Zu den Besonderheiten der deut-
schen Laserwaffe gehört, dass bei dem
Projekt die konkurrierenden Unterneh-
men MBDA und Rheinmetall zusam-
menarbeiten, obwohl beide Unterneh-
men zuvor eigene Laserentwicklungen
vorangetrieben haben. Bereits 2018 tes-
tete Rheinmetall mit der Bundeswehr-
beschaffungsbehörde BAAINBw ein La-
bormuster einer 20 Kilowatt-Laserquel-
le. Auch MBDA investiert seit Jahren er-
heblich in die Technik. Mehrfach wurde
von den Unternehmen als Perspektive
die Entwicklung einer Laserwaffe mit
100 Kilowatt Leistung genannt.

MBDA-Deutschland-Chef Gottschild
sieht Laserwaffen als Ergänzung zu
klassischen Rohrkanonen. „Der Laser
ist hoch agil, schnell und flexibel einzu-
setzen“, sagt er. Lasertechnik hätte den
Vorteil, dass es keine gefährlichen Split-
ter von explodierender Munition gebe,
also Airburst-Munition, wie sie Exper-
ten bezeichnen. Ein Vorteil von Laser-
waffen sei auch die höhere Geschwin-
digkeit im Vergleich zu verschossener
Munition und theoretisch ein „unendli-
ches Magazin“, weil die Munitionsbe-
vorratung entfällt. Laserwaffen haben
jedoch einen hohen Strombedarf und
brauchen Kühlung. Zu den Vorteilen der
Laserwaffen gehört, dass sie sehr präzi-
se sind. So könnte etwa nur die Optik
angreifender Drohnen ausgeschaltet
werden. „Die Technik ist anspruchs-
voll“, so Gottschild. „Der Laserstrahl
muss beispielsweise auf ein, zwei Kilo-
meter einen sich bewegenden Zielpunkt
von der Größe einer Zwei-Euro-Münze
treffen. Diese Technik haben wir jetzt
im Griff.“ Über Jahre sei in die Technik
investiert worden. 

Bundeswehr schießt erstmals
Drohnen per Laser ab
Die Rüstungskonzerne MBDA Deutschland und Rheinmetall testen erfolgreich eine neue Waffe
vor der Ostseeküste. Ergebnis: Die Technologie ist reif, die Produktentwicklung kann beginnen
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D er Kauf und Besitz von
Cannabis sollen nach
Plänen der Bundesre-
gierung künftig in Gren-
zen erlaubt werden. Das

Bundeskabinett hat die Eckpunkte für
eine Legalisierung beschlossen. Nach
den Plänen der Ampel-Koalition sol-
len Cannabis und der Wirkstoff Tetra-
hydrocannabinol (THC) rechtlich
nicht mehr als Betäubungsmittel ein-
gestuft werden. Erwerb und Besitz
von bis zu 30 Gramm „Genusscanna-
bis“ sollen straffrei, privater Eigenan-
bau in begrenztem Umfang erlaubt
und ein Verkauf an Erwachsene in „li-
zenzierten Fachgeschäften“ und viel-
leicht Apotheken ermöglicht werden.

Man habe beim Cannabis-Konsum
keine vorzeigbaren Erfolge erzielen
können, sagte Gesundheitsminister
Karl Lauterbach (SPD). Die Zahl der
Konsumenten sowie der THC-Gehalt
stiegen. Die Bundesregierung wolle
mit ihrer Regelung den Schwarzmarkt
verdrängen, durch Grenzwerte eine
Entkriminalisierung des Konsums er-
wirken und einen besseren Kinder-
und Jugendschutz sicherstellen.

Ob es wirklich dazu kommt, ist aber
offen. Internationale und europa-
rechtliche Regeln könnten der Legali-
sierung entgegenstehen. Der rechtli-
che Rahmen biete „begrenzte Optio-
nen, das Koalitionsvorhaben umzuset-
zen“, heißt es auch in dem Eckpunkte-
papier. Ein konkreter Gesetzentwurf
soll daher erst vorgelegt werden,
wenn sich abzeichnet, dass es von der
EU gegen die geplante Freigabe keine
rechtlichen Einwände gibt. 

Der Suchtforscher Heino Stöver
kritisiert gegenüber WELT, dass den
Eckpunkten zufolge womöglich auch
Apotheken an der Abgabe von Canna-

bis beteiligt sein sollen. „In Apotheken
sollten nur Medizin- und Heilproduk-
te verkauft werden, also medizini-
sches Cannabis, nicht aber Cannabis
zu Genusszwecken“, so Stöver. Zen-
tral seien die lizenzierten Fachge-
schäfte, deren Mitarbeiter im Gegen-
satz zu den meisten Apothekern über
viel Know-how verfügten. 

Auch die Fraktionen der Ampelpar-
teien sehen noch Nachbesserungsbe-
darf. „Wichtigen Forderungen der
SPD sind in dem nun offiziell be-
schlossenen Eckpunktepapier Rech-
nung getragen worden. Es wird zu-
nächst keinen Onlinehandel und keine
THC-Obergrenze geben. Worüber wir
aber definitiv noch reden müssen, ist
die Anhebung der Grenzwerte im
Straßenverkehr und die Einführung
von Cannabis-Social-Clubs in
Deutschland. Hier bleibt das Papier
hinter unseren Erwartungen zurück“,
sagte Carmen Wegge (SPD) WELT. 

Auch Lukas Köhler von der FDP zeig-
te sich grundsätzlich zufrieden – aber:
„Aus Sicht der FDP-Fraktion sind an
zentralen Stellen noch Nachbesserun-
gen notwendig, denn die bisherigen
Vorschläge aus dem Gesundheitsmini-
sterium sind teilweise viel zu restriktiv.
Eine Besitzobergrenze für Cannabis ist
wenig sinnvoll und wäre auch gar nicht
zu kontrollieren. Niemand käme auf die
Idee, den Besitz von Bier- oder Weinfla-
schen zu begrenzen. Es gibt keinen
Grund, das beim Cannabis anders zu
handhaben“, sagte Köhler WELT. Es sei
außerdem fragwürdig, „das deutlich ge-
sundheitsschädlichere Rauchen zu er-
lauben, aber beispielsweise den Kon-
sum über Brownies nicht. Darüber hin-
aus müssen auch für die Regeln im
Straßenverkehr noch praktikablere Lö-
sungen gefunden werden“. Seite 4
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N achdem Freiburg ab dem
nächsten Schuljahr nur noch
vegetarisches Essen in Kitas

und Grundschulen anbieten will, hat
das Land Baden-Württemberg vor-
sorglich einen Krisenstab eingerich-
tet. Man will auf alles
vorbereitet sein, denn
Experten rechnen mit
dem Allerschlimmsten.
Die Freiburger Krankenhäuser werden
in kürzester Zeit überfüllt sein, Tau-
sende von stark unterernährten Kin-
dern werden dort eingeliefert. Die
apathisch wirkenden Schüler haben
jegliche Lesekompetenzen und Ma-
thekenntnisse verloren. Der Anblick

der abgemagerten Kinder ist schreck-
lich, Ärzte und Pflegepersonal sind
völlig überfordert. Um das Schlimms-
te abzuwenden, wird Hackfleisch in-
travenös verabreicht. In vielen Frei-
burger Schulen spielen sich grauen-

volle Szenen ab. Lehrer
und Hausmeister wer-
den von ausgehungerten
Schülern auf der Suche

nach einem Stück Fleisch gebissen, in
einer Kita fürchtet eine Erzieherin, ge-
grillt zu werden. Bundeswehrhub-
schrauber kreisen Tag und Nacht über
der Stadt und werfen Steaks, Schnit-
zel, Frikadellen und Chicken-Nuggets
über den Hunger-Hotspots ab.

ZIPPERT ZAPPT

ANZEIGE

F ast jeden Tag
jagt die russi-
sche Propagan-

da eine neue Lüge um
die Welt. Die aktuelle: Die Ukraine
plane einen Angriff mit einer
„schmutzigen“ Bombe, also einem
mit radioaktivem Material versehe-
nem Sprengsatz, der aber zu keiner
Nuklearexplosion fähig ist. Zuvor
war es die Lüge, die Ukraine plane ei-
nen Angriff auf den Kachowka-Stau-
damm in der Region Cherson. Das
sind die üblichen „False Flag“-Narra-
tive, mit denen Moskau der anderen
Seite vorwirft, das tun zu wollen,
was es selbst plant. Um es dann den
Ukrainern in die Schuhe zu schieben.

Diese Narrative haben schon vor
dem Kriegsausbruch am 24. Februar
begonnen, und sie halten an. Dies-
mal hat der Kreml die Sache jedoch
eskaliert und sogar offiziell westli-
che Regierungen und die UN kontak-
tiert, um von der angeblich schmut-
zigen ukrainischen Bombe zu war-
nen. Das soll die Nervosität im Wes-
ten verstärken über das, was Moskau
an weiteren Eskalationsschritten
planen könnte. Glauben tut die rus-
sischen Lügengeschichten ohnehin
niemand, weil das Putin-Regime kei-
nen Funken an Glaubwürdigkeit
mehr besitzt.

Putin ist da ganz der
Erbe des sowjetischen
Propagandaapparats.
Russland betreibt das

inzwischen mit modernen Mitteln,
auch im Ausland. Über staatliche
Propagandasender wie RT oder Ar-
meen von Bots, die in den sozialen
Medien Verschwörungstheorien ver-
breiten, die russische Narrative stüt-
zen oder einfach nur den Spaltkeil in
unsere Gesellschaften treiben sollen.
Oft geht es nicht einmal darum, un-
sere Bevölkerungen von russischen
Lügen zu überzeugen. Es reicht
schon, Zweifel zu säen, um unsere
Diskurse zu vergiften, nach dem
Motto: Da könnte ja doch etwas dran
sein. Es soll unsere moralische Un-
terscheidungsfähigkeit schwächen
und unsere Entschlossenheit ins
Wanken bringen, die Ukraine weiter
zu unterstützen.

Politiker, Medienschaffende und
die ganze Öffentlichkeit sollten sich
deshalb immer der Grundtatsachen
des russischen Regimes bewusst
sein: Putin hat ein Imperium der Un-
wahrheit errichtet. Jede Aussage von
russischen Offiziellen muss deshalb
erst einmal als Lüge betrachtet wer-
den, solange sie nicht mit Faktenre-
cherche belegt werden kann.

KOMMENTAR

Putins Imperium
der Unwahrheit
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CLEMENS
WERGIN

D 2,00 EURO B Nr. 209

„RHEINGOLD“:FATIH AKINSFILM ÜBER EINRAPPER-LEBEN
SEITE 16

DAS NETZ IST DICHT: CHINAS EINFLUSSIN DEUTSCHLAND 
SEITEN 2/3

1 / 1


